
Die deutsch- französischen 
Konsultationen in Paris 3o. u. 31. Januar 1s7o 

Der erste offizielle Besuch, den Bundeskanzler Willy 
Brandt seit seinem Amtsantritt als Bundeskanzler in Bann 
eine·r befreundeten Regierung abgestattet hat, war die 
Reise nach Paris zu den deutsch-französischen Konsul­
tationsgesprächen am 30. und 31. Januar 1970. ln seiner 
Begleitung befanden sich mehrere Bundesminister, und 
zwar: Außenminister Sc11eel, Wirtschaftsminister Schiller 
und Forschungsminister Leussink. 

Bundes_kanzler Brandt traf mit Staatspräsident Pompidou 
zu zwei Gesprächen zusammen und sprach auch mit 
Premierminister Chaban-Delmas. Gleichzeitig trafen die 
begleitenden Bundesminister mit ihren jeweiligen fran­
zösischen Kollegen zusammen. Das Treffen wurde im 
Anschluß an das zweite Gespräch Pompidou/Brandt mit 
einer gemeinsamen Zusammenkunft abgeschlossen, zu 
der alle begleitenden Minister und ihre französischen 
Kollegen hinzugezogen wurden. 

Inhalt, Tenor und Ergebnisse dieser Konsultationsge­
spräche ergeben sich aus den folgenden Reden und Er­
klärunge.rl. 

Tischrede des Staatspräsidenten Pompidou 
im Elysee-Palast am 30. Januar 1970 

Herr Bundeskanzler! 

Ich freue mich ganz besonders über Ihren Besuch, den 
ersten, den Sie seit Ihrer Amtsübernahme ins Ausland 
unternehmen. Ich betrachte es als natürlich und als einen 
glücklichen Umstand für ganz Europa, daß dieser Besuch 
Sie nach Frankreich führte. 

Dabei übersehe ich keineswegs, daß dieser Besuch im 
Rahmen der deutsch-französischen Treffen stattfindet, die 
in dem vor siepen Jahren zwischen unseren beiden Län­
dern abgeschlossenen Vertrag vorgesehen sind. Von sei­
ten der beiden großen Staatsmänner, die diesen Vertrag 
geschaffen haben, war das ein Akt der Klarsicht und des 
Mutes, mit dem die Spuren einer Vergangenheit getilgt 
wurden, in deren Verlauf wir einander häufig und gewalt­
tätig gegenübergestanden sind. 

Die heutige Begegnung zeigt mit besonderer Deutlichkeit, 
daß diese Politik die richtige war, daß diese Politik sich 
fortsetzt und fortsetzen wird, wie immer die Verände-

rungen in der Innenpolitik unserer beiden Länder beschaf­
fen sein mögen. Frankreich und Deutschland haben wirk­
lich Lehren aus den Kriegen gezogen, in denen sich 
Europa immer wieder gegen sich selbst gestellt hatte, so 
daß es fast seinen eigenen Untergang heraufbeschwor 
und seine eigene Rolle in der Welt erheblich minderte. 
Unser Vertrag bekundet zunächst den Willen, zwischen 
unseren beiden Ländern eine enge Zusammenarbeit auf 
wirtschaftlichem, kulturellem, menschlichem und politi­
schem Gebiet zu entwickeln. Der Vertrag verfolgt aber 
noch ehrgeizigere Ziele. Er will aus der Aussöhnung 
zwischen Frankreich und Deutschland das für die Entwick­
lung der europäischen Gemeinschaft erforderliche Instru­
ment machen. 

D·iese europäische Gemeinschaft wird um so geschlosse­
ner sein, je mehr sie aus dem Willen von Staaten er­
wächst, die auf dem Boden ihrer geschichtlichen Eigen­
ständigkeit stehen, sich aber dennoch all dessen bewußt 
sind, was sie einander annähert und was sie einigen 
muß. Eine Gemeinschaft also, die sich nicht abschließt, 
die vielmehr bereit ist, sich · all den europäischen Na­
tionen .zu öffnen, die ihren Wunsch danach bekunden und 
die bereit wären, die Regeln der Gemeinschaft zu akzep­
tieren. 

Für Sie und für uns sind die Zusammenarbeit zwischen 
Frankreich und Deutschland sowie der Fortschritt der Ge­
meinschaft wesentliche Aufgaben. Und dennoch macht 
unser Ehrgeiz hier nicht halt. Die gesamteuropäischen 
Probleme, die Entspannung im Verhältnis zu den Län­
dern des Ostens, der Wille zur Zusammenarbeit mit 
allen Ländern des Ostens und zunächst einmal mit Sow­
jetrußland stellen ebenfalls wesentliche Züge einer Po­
litik dar, die es darauf abstellt, den Frieden zu wahren 
und die Grundlagen für eine echte europäische Sicher­
heit zu schaffen. 

Deshalb billigt Frankreich, das seit mehreren Jahren ent­
schlossen ist, diese Annäherung zwischen Ost und West 
herbeizuführen, die Bemühungen Ihrer Regierung um die 
Anknüpfung eines Dialogs mit Sowjetrußland und seinen 
Verbündeten. 

Herr Bundeskanzler, die ausgezeichneten Beziehungen 
zwischen unseren beiden Ländern sind ein Grundzug 
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unserer gleichgerichteten Bemühungen im Dienste des 
Friedens für unsere beiden Völker, für Europa und für 
die ganze Welt. 

Herr Bundeskanzler, gestatten Sie mir, abschließend zu 
sagen, wie sehr die Achtung und die Sympathie, die ich 
für Sie persönlich empfinde, dazu beitragen, unserer Be­
gegnung Wert und Erfolg zu verleihen. 

Ich erhebe mein Glas auf Ihr persönliches Wohl, auf das 
Wohlergehen des deutschen Volkes und auf die Freund­
schaft zwischen Frankreich und Deutschland. 

Tischrede des Premierministers Chaban-Delmas 
am 31. Januar 1970 

Der französische Regierungschef gab am 31. Januar zu 
Ehren des Bundeskanzlers im Quai d'Orsay ein Diner und 
erklärte in seiner Tischrede u. a.: 

" ... Unser gemeinsames Handeln erstreckt sich auf alle 
Gebiete und zielt nicht nur auf die Verstärkung unserer 
Anstrengungen ab, sondern auch auf die Schaffung Eu­
ropas, des notwendigen Europas, zuerst im Rahmen des 
Gemeinsamen Marktes, jedoch ohne daß diese Anstren­
gungen in irgendeiner Weise den Weg der Offnung nach 
Osten erschweren, sondern ihn im Gegenteil, nach Ost 
und West ebnen, damit wir, wenn wir von Europa spre­
chen, die Gewißheit haben, von dem Europa in seiner. 
ganzen Bedeutung sprechen zu können. 

Unsere Aufgabe besteht darin, die Kontakte nicht nur 
zwischen den verantwortlichen Männern zu erleichtern 
un1. zu vervielfältigen, sondern auch zwischen unseren 
Bevölkerungen, und ganz besonders zwischen der deut­
schen und der französischen Jugend. Das ist eine lebens­
wichtige Aufgabe im vollsten Sinne dieses Wortes, denn 
alles, was wir letzten Endes unternehmen, tun wir für 
die Generationen, die auf uns folgen, und wir werden es 
weder ohne sie noch gegen sie tun." 

Abschließende Erklärung des Staatspräsidenten· Pompidou 
und des Premierministers Chaban-Delmas 
am 31. Januar 1970: · 

Wie der französische Staatssekretär für Information, 
Leo Hamon, berichtete, faßte Staatspräsident Pompidou 
das Ergebnis der deutsch-französischen Konsultationsge­
spräche in einer Erklärung zusammen, in der er auf die 
gegenwärtige internationale Lage und die Probleme hin­
wies, die sich mit ihr in den USA, in der Sowjetunion, 
in China sowie in Europa stellen; der Staatspräsident 
sagte u. a. : 

"Wie auch immer die ·Zukunft aussehen wird, die Lösun­
gen (dieser Probleme) werden a·nders ausfallen, wenn 
die Franzosen und die Deutschen sich verstehen. Das 
haben auch die beiden Staatsmänner gedacht, Bundes­
kanzler Adenauer und General de Gaulle, die den 
Deutsch-Französischen Vertrag unterzeichnet haben: alles 
ist so · schwer, wenn wir gegeneinander stehen, und alles 
ist leichter, wenn wir zusammenstehen. Die Zusammen­
arbeit muß fortgesetzt werden, nicht nur im Interesse 
unserer beiden Länder, sondern auch im Interesse Euro­
pas und der Welt." 

Premierminister Chaban-Delmas erklärte zum Abschluß 
des Treffens: 

"Viele Erwartungen wurden an diese Gespräche ge­
knüpft. Wir sind nicht enttäuscht worden, und das aus­
nahmslos auf allen Gebieten." 

Inhalt und Ergebnisse der Gespräche 

Staatssekretär Leo Hamon faßte im Einvernehmen mit 
seinem deutschen Kollegen auch den Inhalt der Ge­
spräche zusammen sowie die Meinung des Staatspräsi­
denten Pompidou, daß die Gespräche sich als "herzlich 
und nützlich" erwiesen hätten. 
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ln einer Erklärung vor der Presse in Paris (31. 1.) wies 
Bundeskanzler Brandt selbst auf die Aussage des fran­
zösischen Staatspräsidenten hin, daß er die Gespräche 
als "offen, vertrauensvoll und nützlich" empfunden habe, 
worauf Bundeskanzler Brandt erklärte: "Das kann ich mir 
voll zu eigen machen." 

Staatssekretär Leo Hamon faßte dann die von Bundes­
kanzler Brandt in der gemeinsamen Sitzung und vor der 
Pariser Presse abgegebenen Erklärungen zusammen. 
Darin habe de·r Bundeskanzler auf die Tatsache hinge­
wiesen, daß der Deutsch-Fqmzösische Vertrag nicht über­
wiegend von allgemeinen Prinzipien handelt, sondern 
daß es in ihm um konkrete Ziele geht: die Zusammen­
arbeit. 

Leo Hamon ging dann auf die von Bundeskanzler Brandt 
selbst dargelegten Ergebnisse dieser Pariser Gespräche 
ein. Der Vollständigkeit halber werden die eigenen Aus­
sagen des Bundeskanzlers zitiert. Er erklärte u. ·a.: 

Politisch gibt es vier Ergebnisse, die ich hervorheben 
möchte: 

1. Ich nenne an erster Stelle die Verständigung - und 
zwar eine so eindeutige, daß darüber gar nicht lange 
geredet werden mußte - darüber, daß wir miteinander 
das Aktionsprogramm von Den Haag durchführen wollen. 
Also das, was die Regierungschefs und Außenminister 
Anfang Dezember dort über die Erweiterung der Euro­
päischen Gemeinschaft vereinbart haben, wollen wir 
du·rchführen. Da bleiben wir laufend im Kontakt. Das ist 
mein erster Punkt und aus meiner Sicht der wichtigste. 

2. Der zweite Punkt ist die volle politisch-moralische Un­
terstützung unserer Bemühungen gegenüber unseren öst­
lichen Nachbarn durch die französische Regierung. Das 
ist für mich keine Uberraschung. Manche, die dem, was 
hier und da geschrieben wurde, mehr Bedeutung beige­
messen haben als ich, werden es als leichte Uberra­
schung empfinden können. Also volle Unterstüzung dieser 
unserer Bemühungen. Das ist für die deutsche Regierung 
nicht unwichtig. 

3. Die eingehende Erörterung und gute Abstimmung der 
Auffassungen, wo es um Berlin geht, einfach deswegen, 
weil man damit rechnen muß, daß die Sowjetunion relativ 
rasch auf die Note der drei Westmächte - eine der drei 
Mächte ist Frankreich - antworten könnte, und auch des­
wegen, weil das Berlin-Thema natürlich in anderen Zu­
sammenhängen, in die wir einbezogen sind, eine Rolle 
spielt. 

Deshalb war es gut, sich noch einmal in dieser konkre­
ten Situation darüber zu verständigen, was sich aus den 
verschiedenen Elementen dessen, was man den Status 
von Berlin nennt, ergibt; nämlich 

a) die von uns nicht nur respektie·rte, sondern voll aner­
kannte Drei-Mächte-Verantwortlichkeit für Westberlin, 
die sich aus den ursprünglichen Abmachungen der 
vier Mächte ergibt, und 

b) die gewachsenen Bindungen wirtschaftlicher, recht­
licher und sonstiger Art zwischen Westberlin und der 
Bundesrepublik Deutschland und 

c) das Bemühen der praktischen Politik, zu größerer und 
langfristiger Stabilität in bezug auf die Zufahrtswege 
zu gelangen. 

4. Ich kann noch einen vierten Punkt hinzufügen. Die Ab­
stimmung zwischen dem Präsidenten der Republik und 
mir darüber, daß wir unsere Beziehu'ngen, wo es um 
Nordafrika, insbesondere um den Maghreb, geht, so stark 
wir möglich aufeinander abstimmen wollen. 

Wir haben auch über einige Fragen der wirtschaftlichen 
und sonstigen Kooperation, um die es geht. gesprochen. 


